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Stärkster Einbruch des Bruttoinlandsprodukts seit Wiedervereinigung

Rohstoffe

Veränderung in %

Vor-
woche

Lfd.
Jahr

Gold (in USD)
Heizölpreis (EUR)
Diesel Benzin (EUR)
Super Benzin (EUR)

-0,4
+0,4
+1,9
+2,6

1.736,69
49,30
1,06
1,19

+13,6
-28,1
-19,1
-16,2

Aktien

Veränderung in %

Vor-
woche

Lfd.
Jahr

DAX
Dow Jones
S&P 500
FTSE 100
NIKKEI
MSCI World

+5,8
+3,3
+3,2
+3,3
+1,8
+3,2

11.073,87
24.465,16
2.955,45
5.993,28
20.388,16
2.071,90

-17,3
-15,3
-9,3
-21,2
-12,1
-12,2

10-jährige Staatsanleihe

Deutschland
USA
Großbritannien

-0,50
0,67
0,17

%
%
%

Konjunktur Deutschland
(Vergleich zum Vormonat)

Bruttoinlandsprodukt
Inflationsrate

-2,2
+0,9

%
%

(Q1/20 ggü. Q4/19)

(ggü. Vormonat)

Arbeitslosenquote

Deutschland
USA
Europa

5,8
14,7
7,7

%
%
%
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Was ist passiert? Das deutsche Bruttoinlandsprodukt ist erstmals seit
der Finanzkrise um mehr als zwei Prozent gesunken. Wie das Statis-
tische Bundesamt mitteilte, schrumpfte das BIP im ersten Vierteljahr
2020 gegenüber dem vorangegangenen Quartal um 2,2 Prozent. Ver-
glichen mit den Rückgängen in anderen Staaten wie Italien, Frank-
reich oder Spanien, wo der Einbruch bei ca. 5 Prozent liegt, sei die
deutsche Wirtschaft aber noch moderat betroffen, so das Statistische
Bundesamt weiter. Angesichts der beiden "unbeschadeten" Monate
Januar und Februar rechnet die Mehrheit der deutschen Wirtschafts-
wissenschaftler allerdings mit einer weitaus größeren Abnahme für
das aktuelle Quartal. Ein Konjunkturprogramm hält man beim Institut
der deutschen Wirtschaft aber erst gegen Sommer für sinnvoll: Aktu-
ell gäbe es noch zu viele Auflagen in Einzelhandel und Produktion, die
Investitionen und privaten Konsum hemmen. Der Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI) hingegen fordert sofortige Maßnahmen
durch die Bundesregierung. Der Chef der Dienstleistungsleistungsge-
werkschaft Verdi, Frank Werneke nannte sogar eine konkrete Zahl für
seine Forderung: 100 bis 150 Milliarden Euro.


